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Vorwort 

Die ökonomische Theorie der Politik bestimmt heute in nicht geringem Maße 
unser Denken über Politik und Staat. Nicht zuletzt deshalb leistet diese Theo­
rie einen wichtigen Beitrag zur politischen Philosophie. Worin dieser Beitrag 
besteht, soll in diesem Buch untersucht werden. 

Im Mittelpunkt der Untersuchung steht das Werk James McGill Bucha­
nans, der die ökonomische Theorie des Staates in besonderer Weise als Her­
ausforderung der politischen Philosophie verstanden und formuliert hat. We­
sen, Leistung und Grenzen der ökonomischen Theorie des Staates sollen be­
stimmt werden, indem diese sowohl im Kontext der Herausbildung der mo­
dernen Ökonomik als auch im Kontext der Tradition politischer Philosophie 
diskutiert wird. Damit ist nicht allein die angelsächsische Tradition der politi­
schen Philosophie gemeint, auf die sich Buchanan explizit bezieht, sondern 
auch die kontinentaleuropäische, für die Namen wie Kant und Hegel, aber 
auch Rousseau und Montesquieu stehen. Für drei dieser Autoren ist der »all­
gemeine Wille« ein Begriff von zentraler Bedeutung. Alle vier aber ordnen sich 
in je spezifischer Weise dem Zeitalter der amerikanischen und französischen 
Revolution zu. Hieraus ergeben sich Berührungspunkte besonders mit Buch­
anans Projekt der »konstitutionellen Revolution«. 

Das vorliegende Buch ist die geringfügig überarbeitete Fassung einer 
Schrift, die 1995 von der Philosophisch-Historischen Fakultät der Universität 
Heidelberg als Habilitationsschrift angenommen worden ist. Danken möchte 
ich an dieser Stelle Malte Faber und Friedrich Fulda, die durch ihre kritische 
Aufmerksamkeit und ihre zahlreichen Anregungen viel zu dieser Schrift beige­
tragen haben. Für wichtige Hinweise bin ich Peter Bernholz, Winfried Brug­
ger, Karl Homann und Birger Priddat verpflichtet, ebenso Reiner Manstetten 
sowie Bernd Klauer und Thilo Löwe. Danken will ich nicht zuletzt meiner 
Frau Andrea, die mich bei meiner Arbeit sehr unterstützt hat. Gedankt sei 
schließlich auch der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die das Entstehen 
dieses Buches durch ein Habilitationsstipendium ermöglicht hat. 
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Erster Teil 

Politik und individuelle Präferenz 



Neque enim est ulla res in qua propius ad deorum 
numen virtus accedat humana, quam civitatis aut 
condere novas aut conservare iam conditas. 

Cicero, De re publica 



Einleitung 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist die ökonomische Theorie des 
Staates. Sie bildet einen Teil der ökonomischen Theorie der Politik, einer 
Disziplin der Ökonomiewissenschaft, die sich in den letzten vierzig Jah­
ren entwickelt und sich inzwischen fest etabliert hat. Diese Disziplin wird 
häufig auch als »Neue politische Ökonomie« bezeichnet, und im angel­
sächsischen Sprachraum ist die Bezeichnung » Theory of Public Choice« 
für sie geläufig, Theorie der öffentlichen Wahl. 

Die Public-Choice-Theorie ist das herausragende Beispiel einer Reihe 
von Entwicklungen innerhalb der modernen Ökonomik, für die die Öko­
nomen selbst den Begriff des »ökonomischen Imperialismus« gefunden 
haben. Damit sind Bestrebungen gemeint, auch andere Bereiche als den 
der Güterwirtschaft mit ökonomiewissenschaftlichen Begriffen und Me­
thoden zu beschreiben und zu analysieren. Für die ökonomische Theorie 
der Politik bedeutet das, daß es darin um mehr geht als um die monetären 
Aspekte politischer Tätigkeiten und Institutionen, um den Staatshaushalt 
oder darum, wie der Staat am besten den materiellen Wohlstand der Na­
tion fördern kann. Diese Theorie ist vielmehr darauf aus, von Politik und 
Staat selbst einen ökonomischen Begriff zu geben. 

Sollte aber ein solcher Begriff tatsächlich möglich sein und nicht nur in 
metaphorischer Bedeutung von einem »Stimmenmarkt« oder dem Politi­
ker als einem »Unternehmer« die Rede sein können, mußten sich zu­
nächst die Grundbegriffe der Ökonomik in bestimmter Weise generalisie­
ren lassen. Das geschah, indem in der ersten Hälfte unseres Jahrhunderts 
eine »analytische« Auffassung von der Ökonomik an die Stelle einer bis 
dahin vorherrschenden »ontologischen« trat. War die Ökonomik nach 
der »ontologischen« Interpretation eine Wissenschaft, die sich mit den 
Bedingungen materiellen Wohlstands befaßte, so hatte sie nach der »ana­
lytischen« mit der Verwendung knapper Mittel für alternative Ziele zu 
tun. So entstand die Konzeption einer •reinen Ökonomik« als einer ratio­
nalen Entscheidungstheorie, für die die Güterwirtschaft und die Sphäre 
des »material welfare« nur noch ein Gegenstandsbereich unter mehreren 
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ist. Die Rationalität der ökonomischen Entscheidung liegt in einem ihr 
zugrunde liegenden Kosten-Nutzen-Kalkül: Der Nutzen, der in der Er­
reichung der jeweiligen Ziele besteht, soll maximiert, die Kosten, der Auf­
wand an Mitteln, minimiert werden. Nutzen und Kosten stellen hierin 
keine objektiven Faktoren dar, sie lassen sich auch nicht immer in Preisen 
messen. Wieviel Nutzen ein Individuum aus einer gewählten Alternative 
zieht, und wie hoch die Kosten sind, die in den verwodenen Alternativen 
bestehen, hängt allein von den Präferenzen, die das Individuum für diese 
Alternativen hat, und von seiner Präferenzordnung ab. Präferenzen aber 
sind stets individuelle Präferenzen, und sogenannte soziale Präferenzen 
sind für die Ökonomik nur aggregierte individuelle Präferenzen. Das 
Entscheidungssubjekt, das nach seiner individuellen Präferenzordnung 
seinen Nutzen maximiert und die Kosten minimiert, ist der homo oecono­
mzcus. 

Zur älteren politischen Ökonomie, in die noch das Werk Adam Smiths 
gehört, verhält sich die »neue politische Ökonomie« wie deren Inversion. 
Ihr Referenzpunkt ist nicht der »Haushalt«, der Reichtum eines staatli­
chen Ganzen oder einer Nation, und sie will nicht wie der» Wohlstand der 
Nationen« den Staatsmann lehren, wie er den Reichtum von Staat und 
Bürgern am besten fördern kann. Die »neue politische Ökonomie« geht 
umgekehrt vom Individuum und dessen Nutzenkalkül aus und versucht 
daraus nicht nur das staatliche Handeln, das ihr zum »kollektiven Han­
deln« wird, sondern auch die Gestalt und das »Design« öffentlicher Insti­
tutionen zu verstehen und nach einem solchen Kalkül zu beurteilen. 

Daß die ökonomische Theorie der Politik zu einer Theorie von philo­
sophischem Interesse wurde, erklärt sich durch ihre Entstehung aus der 
modernen Wohlfahrtsökonomik, die ihrerseits ein Resultat des Einflusses 
ist, die der Utilitarismus auf die Ökonomik ausgeübt hat. Die Wohlfahrts­
ökonomik hat das utilitaristische Ziel des »größtmöglichen Glücks der 
größtmöglichen Zahl« in das eines ökonomisch bestimmbaren Wohl­
fahrtsmaximums übersetzt, worunter gewöhnlich ein möglichst großes 
Volkseinkommen und eine optimale Ausstattung mit öffentlichen Gütern 
wie allgemeiner Schulbildung, Gesundheitsfürsorge, Rechtsschutz und 
dergleichen verstanden wird. 

Die Wohlfahrtsökonomik gelangte nun zu der Auffassung, daß ein sol­
ches Wohlfahrtsmaximum nicht zu erreichen ist, wenn die Bereitstellung 
der privaten und der öffentlichen Güter der spontanen Koordination 
durch den Markt überlassen bleibt. Dieses »Marktversagen« muß der 
Staat kompensieren, der in seinem Tun sich von der ökonomischen Wis­
senschaft leiten lassen soll, die die Bedingungen des Wohlfahrtsmaxi-
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mums kennt und womöglich auch besser als die Einzelnen weiß, worin 
dieses Wohlfahrtsmaximum eigentlich besteht. Die Wohlfahrtsökonomik 
spielt darin die Rolle des »unparteiischen Beobachters« des Utilitarismus, 
der weiß, worin das Glück aller besteht, und weist dem Staat die Rolle des 
von der utilitaristischen Ethik geleiteten Politikers zu. 

Die Public-Choice-Theorie führte nun gegen die Wohlfahrtsökonomik 
ein methodologisches Argument an, das unmittelbar eine praktisch-phi­
losophische oder »normative« Implikation zu haben scheint. Dieses Ar­
gument besagt, daß sich in einem objektiven Sinne gar nicht von »Wohl­
fahrt« und einem» Wohlfahrtsmaximum« sprechen läßt. Worin Wohlfahrt 
besteht und wann sie ihr Maximum erreicht, können nur die Individuen 
wissen, um deren Wohlfahrt es geht, aber nicht die ökonomische Wissen­
schaft. Indem sie feststellte, daß allein das Individuum selbst darüber ent­
scheiden kann, was nützlich und gut für es ist, schien sie ihm zugleich das 
Recht zu dieser Entscheidung zuzusprechen. Daher wurde die Wohl­
fahrtsökonomik nicht nur wegen ihrer unwissenschaftlichen, arbiträren 
Annahmen kritisiert, sondern auch wegen ihres Paternalismus, der sich 
über die Präferenzen der Individuen hinwegsetze. Mit ihrer These, die 
Politik sei nur der Prozeß eines Ausgleichs von Interessen und ganz von 
den Präferenzen der Individuen abhängig, ist die Public-Choice-Theorie 
offenbar ganz natürlicherweise eine liberale politische Theorie. 

Um die Politikkonzeption der Wohlfahrtsökonomik zurückzuweisen, 
in der der Staat als neutraler Dritter oder »wohlwollender Diktator« das 
Gemeinwohl oder die allgemeine Wohlfahrt fördert, genügt es nicht, nur 
die politischen Prozesse als abhängig von individuellen Präferenzen zu 
deuten. Um ihrer Kritik Nachdruck zu verleihen, muß die Public­
Choice-Theorie die Fiktion eines von den Individuen unabhängigen und 
neutralen Staates zerstören. Daher entwickelt sie eine ökonomische Theo­
rie des Staates, worin dieser in seinen Institutionen als ein Resultat des 
Nutzenkalküls des homo oeconomicus, oder richtiger: einer Pluralität von 
homines oeconomici, verstanden wird. Damit wird die ökonomische 
Theorie der Politik, anders als die Wohlfahrtsökonomik, zu einer funda­
mentalen politischen Theorie, und weil sie die staatlichen Institutionen als 
Resultat einer Übereinkunft denkt, entwickelt sie eine Theorie des Gesell­
schaftsvertrages. Der Gesellschaftsvertrag wiederum wird als ein erwei­
terter Markttausch gedacht. 

Der bedeutendste Entwurf einer ökonomische Theorie des Staates 
stammt von dem amerikanischen Ökonomen und Finanzwissenschaftler 
James McGill Buchanan, einem der Mitbegründer und wichtigsten Auto­
ren der Public-Choice-Theorie. Sein Werk, für das er 1986 den Nobel-
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preis für Wirtschaftswissenschaften erhalten hat, steht im Mittelpunkt 
dieser Arbeit. Buchanans Vertragstheorie des Staates lehnt sich eng an den 
»Leviathan« von Thomas Hobbes an, dessen Größe sie zwar nicht er­
reicht, mit dem sie sich aber nicht zu Unrecht vergleicht. Wie sein Vorbild 
läßt Buchanan den Staat aus einem hypothetischen, gewalttätigen und 
rechtlosen Naturzustand hervorgehen, und wie Hobbes gegen das sum­
mum bonum des Aristotelismus, polemisiert Buchanan gegen die Ideen 
des Gemeinwohls und des allgemeinen Interesses und weist entschieden 
die Vorstellung zurück, ein »mystical general will«, ein allgemeiner Wille 
bestimme in irgendeiner Weise die Politik und den Staat. 

Buchanan wird im angelsächsischen Sprachraum häufig mit den Philo­
sophen John Rawls und Robert Nozick in einem Atemzug genannt, und 
diese Arbeit soll zeigen, daß dies zu Recht geschieht. Der philosophisch 
interessanteste Text Buchanans ist sein Buch »The Limits of Liberty«, das 
unter dem Titel »Die Grenzen der Freiheit« auch ins Deutsche übertragen 
wurde. Es zeigt in beeindruckender Weise, wie sich ökonomische Metho­
den und Gedanken für die politische Philosophie fruchtbar machen lassen 
- hierin ist Buchanan, wie ich finde, überzeugender als Rawls und No­
zick.1 Es sind nicht zuletzt die ökonomischen Argumente, die Buchanan 
bei ähnlichen Grundannahmen zu einem anderen Resultat führen als 
Hobbes. Was Buchanan mit diesen Argumenten begründen will, ist der 
moderne demokratische Verfassungsstaat und nicht der Leviathan des 
Hobbes, der von einem keiner konstitutionellen Beschränkung unterwor­
fenen Souverän beherrscht wird. 

Jedoch spielt bei Buchanan auch der Name, den Hobbes seinem Staat 
gegeben hat, eine wichtige Rolle; er verknüpft sich mit der Gegenwarts­
diagnose, die Buchanans ökonomische Theorie des Staates stellt. Die Pu­
blic-Choice-Theorie ist nicht zuletzt eine Theorie der Krise des moder­
nen, ständig wachsenden Wohlfahrtsstaates, dessen Funktionsweise sie 
ausführlich untersucht hat. Dieser Wohlfahrtsstaat ist Buchanans »Le­
viathan«, denn dieser Staat verbraucht nicht nur eine wachsende Menge 

1 Bei Rawls (1971, 1975) und Nozick (1974) wirkt der teilweise ausgiebige Gebrauch 
ökonomischer Modelle und Begriffe etwas bemüht, und man kann oft nicht erkennen, daß 
durch diese Modelle und Begriffe etwas gezeigt würde, was sich nicht auch ohne sie zeigen 
ließe. Die in ökonomischen Termini vorgetragene Argumentation bezeugt wohl vor allem 
den großen Einfluß, den die Public-Choice-Theorie auf die zeitgenössische politische 
Philosophie in Nordamerika ausübt. Autoren, die sich selbst als liberal verstehen, können 
dort offenbar kaum noch ein Buch zur politischen Philosophie veröffentlichen, in dem 
nicht wenigstens der Begriff der "Pareto-Optimalität« vorkommt (so jüngst Thomas Na­
gel [1994]). 
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von Ressourcen. Durch die stetige Erweiterung seiner Kompetenzen be­
droht er die Freiheit der Einzelnen und entzieht sich zugleich immer mehr 
der Kontrolle der Bürger oder ihrer gewählten Vertreter. Die Entstehung 
des Wohlfahrtsstaates ist durch die Wohlfahrtsökonomik begünstigt wor­
den, die gerne mit dem Begriff des Gemeinwohls operiert. Die Begriffe 
Gemeinwohl, allgemeines Interesse und allgemeiner Wille sind daher für 
Buchanan und die ökonomische Theorie des Staates nicht nur leere, doch 
harmlose Titel, sondern ideologische Masken freiheitsfeindlicher politi­
scher Bestrebungen. 

Vor diesem Hintergrund ordnet sich Buchanans Theorie in das Spek­
trum des politischen Neoliberalismus ein. Sie plädiert für die Reduktion 
oder sogar die Beseitigung des Wohlfahrtsstaates, doch sie tut das mit dem 
Argument, daß der homo oeconomicus, wenn er nur seinem aufgeklärten 
Eigeninteresse folgt, im Politischen auf eine konstitutionelle, strikte Be­
schränkung der Staatstätigkeit hinwirken wird. Das Freiheitsinteresse, 
das die Public-Choice-Theorie offenbar ganz natürlicherweise hat, ist da­
nach ebenso natürlich auch das des Entscheidungssubjekts der Ökono­
mik. 

Nach einem Wort Hannah Arendts sind es bei bedeutenden Autoren 
die Widersprüche, in die sie sich verstricken, die ins Zentrum ihres Werkes 
führen. Insofern spricht es für den Rang Buchanans, daß sich die stärksten 
Einwände gegen seine eigenen Thesen bei ihm selbst finden. Wie gerade 
» The Limits of Liberty« deutlich macht, ist es das nutzenmaximierende, 
ökonomische Verhalten der Individuen selbst, das jenen Wohlfahrtsstaat 
hervorbringt, dessen Begünstigung die Public-Choice-Theorie der Wohl­
fahrtsökonomik vorwirft. Geraten so das Interesse an der Mehrung des 
eigenen Nutzens und das Interesse an der Freiheit miteinander in Kon­
flikt, dann ist es die Freiheit, für die Buchanan sich entscheidet. Statt auf 
einen individuellen Kalkül gründet er zuletzt die Verfassung der »freien 
Gesellschaft freier Menschen« auf ein allgemeines Interesse, nämlich auf 
ein Interesse an der Freiheit selbst, wenn er für eine »konstitutionelle Re­
volution« plädiert und sich damit in die Tradition der amerikanischen Re­
volution stellt. Darin liegt das Eingeständnis, daß sich eine ökonomische 
Theorie des demokratischen Verfassungsstaates nicht formulieren läßt. 
Und die Desiderate, die Buchanans Entwurf am Ende übrigläßt, werden 
eher von der nachrevolutionären deutschen Tradition politischer Philoso­
phie erfüllt als von der angelsächsischen. 

Dieses kritische Fazit bedeutet freilich nicht, daß die ökonomische Per­
spektive auf den modernen Staat illegitim wäre oder die Public-Choice­
Theorie nicht eine Fülle von Einsichten in die Struktur der modernen Po-
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litik ermöglichte. Es ist auch unter Freiheitsgesichtspunkten berechtigt, 
Institutionen und Leistungen, die der Staat erbringt, nach ihren Kosten zu 
beurteilen - auch die Rechtsphilosophie Hegels erkennt das an. 

Besonders hervorheben möchte ich dabei den Beitrag, den die ökono­
mische Theorie der Politik für eine politisch-rechtliche Bewältigung von 
Folgen der ökologischen Krise leisten kann. Der ökonomische Begriff des 
Rechts, der Rechte als kollektiv festgelegte »Bündel« von Möglichkeiten 
des Handelns und der Nutzung von Ressourcen begreift, erlaubt es, die 
Entstehung von Umweltproblemen als Folgen »unzureichend definierter 
Eigentumsrechte« zu verstehen, nämlich an Ressourcen wie Wasser, Erde 
und Luft. Dieser ökonomische Rechtsbegriff ist dabei durchaus verträg­
lich mit einer Rechtstheorie, wie sie von Immanuel Kants »Metaphysik 
der Sitten« entwickelt wird. Daß indessen das Ziel solcher rechtlichen Re­
gelungen, die Erhaltung der natürlichen Umwelt und des menschlichen 
Lebens, im »aufgeklärten Eigeninteresse« eines jeden liege, das vermag die 
ökonomische Theorie der Politik ebensowenig zu zeigen, wie sie es für 
die demokratische Verfassung des Staates kann.2 

Zum Aufbau 

Die Arbeit gliedert sich in zwei Teile. Der erste Teil stellt die Genese der 
ökonomischen Theorie der Politik und die ökonomische Theorie des 
Staates in der Fassung Buchanans dar. Im zweiten Teil befasse ich mich 
mit den Desideraten und Aporien dieser Theorie und untersuche, inwie­
weit die philosophischen Entwürfe Rousseaus und Habermas', Kants und 
Hegels geeignet sind, aus diesen Aporien herauszuführen und die Deside­
rate zu erfüllen. 

Ausgehen werde ich von einer Einschätzung Dennis Muellers, des Au­
tors eines Standardwerks über die Theory of Public Choice, der diese 
Theorie zwischen Aristoteles und Adam Smith zu lokalisieren sucht. Die­
se Auskunft stellt sich als ungenügend und sogar teilweise irreführend 
heraus. Das zweite Kapitel des ersten Teils befaßt sich mit dem Utilitaris­
mus und dessen Wirkung auf die Ökonomik. Es hat auch die Aufgabe, mit 
den zentralen Begriffen der modernen Ökonomik vertraut zu machen, 
deren Herkunft aus dem Utilitarismus aufgewiesen wird. Am Ende dieses 
Kapitels ist ein Begriff der »reinen Ökonomik« gewonnen, der erst die 

2 Vgl. unten Kapitel IV, 4. u. 5. 
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Grundlage der ökonomischen Theorie der Politik bildet, die dann im drit­
ten und letzten Kapitel des ersten Teils vorgestellt wird. 

Das vierte Kapitel diskutiert die Schwierigkeiten, denen eine ökonomi­
sche Theorie des demokratischen Staates begegnet. Als deren Lösung bie­
tet es sich an, diesen Staat auf eine lexikalische Präferenz für die Freiheit 
selbst zu gründen. Welche Probleme dieser Vorschlag mit sich bringt, läßt 
sich an der politischen Philosophie Rousseaus und an der Diskurstheorie 
von Habermas studieren (Kapitel V). Erst Kants »Metaphysik der Sitten« 
vermag einen Begriff der» Verfassung der Freiheit« zu geben (Kapitel VI), 
und Hegels Rechtsphilosophie kann zeigen, wie eine solche Verfassung 
sich erhält (Kapitel VII). 



Kapitel 1 

Die ökonomische Theorie der Politik 
zwischen Aristoteles und Adam Smith 

In der Einleitung zur zweiten Auflage seines Buches »Public Choice«, ei­
ner umfassenden Darstellung der ökonomischen Theorie der Politik, be­
müht sich Dennis C. Mueller um eine einprägsame Formulierung, die das 
Spezifische dieser Wissenschafts- und Forschungsrichtung mit einem 
Wort zum Ausdruck bringt. Die Theorie des Public Choice, der öffentli­
chen Wahlhandlung steht in enger Beziehung zu unterschiedlichen Theo­
rien: einmal zur politischen Philosophie oder der politischen Wissenschaft 
und dann zur Ökonomik als Wirtschaftstheorie. Diese Theorien haben 
nicht nur verschiedene Gegenstandsbereiche, sie fassen den Menschen 
auch in unterschiedlicher Weise auf, je nachdem er auf dem Markt oder in 
der politischen Öffentlichkeit agiert. Für diese unterschiedlichen Sicht­
weisen zitiert Mueller jeweils Aristoteles und Adam Smith: »Aristotle [ ... ] 
thought that man's natural proclivities were toward discourse and political 
activity. Adam Smith [ ... ] saw instead a propensity to engage in economic 
exchange.« Erscheint der »political man« von der Sorge um das öffentliche 
Interesse geleitet, so hat der »economic man«, der Marktteilnehmer, offen­
bar nur sein privates Interesse im Auge. Doch sind nicht beide, nicht bloß 
numerisch als ein und dieselbe Person, sondern auch in ihrer Handlungs­
orientierung identisch? »Could both Aristotle and Smith have been right? 
Could political man and economic man be one and the same? In the field of 
public choice, it is assumed that they are.« (Mueller [1989: 1]) 

Dieser vorläufigen Charakterisierung der » Theory of Public Choice« 
ist offenbar zweierlei zu entnehmen. Erstens: Als Grundlagentheorie wie 
als Untersuchungsmethode stützt sich die ökonomische Theorie der Poli­
tik auf ein generalisiertes Modell menschlichen Handelns und Verhaltens. 
Ihren empirischen Analysen legt sie die Hypothese zugrunde, daß 
menschliches Handeln zumindest in einem wesentlichen Aspekt invariant 
in unterschiedlichen Handlungszusammenhängen bleibt. Die Theorie 
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Wohlfahrtsmaximum 4 f., 49 
Wohlfahrtsökonomik 4 f., 7, 42 f., 46 f., 

49, 56, 58 f., 63, 65, 74 ff., 82, 84, 97, 
122, 125, 155, 165, 223 

- paretianische 101 
Wohlfahrtsoptimum 82 
Wohlfahrtsstaat 6 f., 146, 160, 180, 182, 

196, 203, 219, 223, 240 f., 243 f., 264 
Wohlwollen 24 f. 
Wohlwollender Diktator 5, 41, 76, 92, 

122 
Würde 197,206 

Ziel 
- allgemeines 19 
- gemeinsames 166 
- höchstes (finis ultimus) 13, 19, 37 
Zwang 158, 191, 205, 207f., 209, 215 
Zweck 163 
- allgemeiner 163 
- an sich selbst 206 
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